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Vorlage Nr. 101.17.1106  Kassel, 4. November 2013 
 
 
 
Förderung von Tagesbetreuungseinrichtungen (Kindertagesstätten) freier Träger durch die 
Stadt Kassel für den Bereich von Betreuungsangeboten für Grundschulkinder 
 
Berichterstatter/-in: Stadträtin Anne Janz 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt zu: 
 

1. Der Vertrag über die Förderung von Tagesbetreuungseinrichtungen (Kindertagesstätten) 
freier Trägerdurch die Stadt Kassel für den Bereich von Betreuungsangeboten für 
Grundschulkinder wird um den Bereich Ganztag an Grundschulstandorten erweitert. Die 
Gruppen „Schulhort“ und „pädagogischer Mittagsbetreuung mit Ferienangebot“ werden 
als zusätzliche Angebotsformen ab 1.01.2014 berücksichtigt. Die in der Anlage 
beigefügten Berechnungen werden in die Förderverträge aufgenommen. 

 
2. Die im Ganztag an Grundschulstandorten arbeitenden Gruppen erhalten ab 01.01.2014 

einen Betriebskostenzuschuss aufgrund der neu in die Förderverträge aufgenommenen 
Finanzierung. DieFestlegung der jeweiligen Gruppenform erfolgt wie bisher über den 
Fördervertrag.Bei einer Belegung der Gruppe von mehr als 20 Plätzen pro Gruppe zum 
Erhebungsstichtag bis hin zumaximal 25 Plätzen wird der Zuschuss pro Platz um 
1.000,00 € erhöht.“ 

 
 

Begründung: 
 
Das Kasseler Rahmenkonzept „Ganztag an Grundschulstandorten“ wird zum 01.01.2014 umgesetzt. 
Dafür werden die Betreuungs- und Tarifordnungen der Kindertagesbetreuung auf die einzelnen 
Bereiche umgestellt. 
Zur Finanzierung der neuen Gruppen im Konzept „Ganztag an Grundschulstandorten“ der freien Träger 
ist die Aufnahme der Finanzierung in Ergänzung zur Grundschulkindbetreuung in die bestehenden 
Förderverträge erforderlich. 
Die Mittel für die Finanzierung der Betriebskostenzuschüsse an freie Träger der Kindertagesbetreuung 
– Grundschulkindbetreuung – sind unter 510 00 141 / 510 141 03 / 712 800 000 etatisiert. 
 
 
Der Jugendhilfeausschuss hat am 01.10.2013 der Vorlage zugestimmt. Der Magistrat hat die Vorlage 
am 04.11.2013 beschlossen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 




